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Leitsatz 
 

1. Ein Ausländer darf auf der Grundlage einer Abschiebungsandrohung des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge grundsätzlich so lange nicht in einen 
anderen als den ausdrücklich bezeichneten Zielstaat abgeschoben werden, bis auch 
dieser andere Staat durch Konkretisierung des Hinweises gemäß § 34 Abs. 1 Satz 1 
AsylVfG i.V.m. § 50 Abs. 2 Hs. 2 AuslG bzw. § 59 Abs. 2 Hs. 2 AufenthG als Zielstaat 
der Abschiebung ordnungsgemäß bezeichnet ist. 

 
2. Die Zuständigkeit für die Konkretisierung dieses Hinweises in einer von dem 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge erlassenen Abschiebungsandrohung durch 
nachträgliche Bezeichnung eines anderen Zielstaats der Abschiebung liegt 
ausschließlich bei dem Bundesamt. 
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VERWALTUNGSGERICHTSHOF 
BADEN-WÜRTTEMBERG 

 
B e s c h l u s s  

 

 

In der Verwaltungsrechtssache 
 
 
 
 

-  Antragsteller  -
-  Beschwerdegegner  -

prozessbevollmächtigt: 
 
 
 

gegen 
 

Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Regierungspräsidium Karlsruhe, 
- Abteilung 8 - Landesaufnahmeeinrichtung -Ausländer-Spätaussiedler, 
Durlacher Allee 100, 76137 Karlsruhe 
 

-  Antragsgegner  -
-  Beschwerdeführer  -

 
wegen Abschiebung; 
hier: vorläufiger Rechtsschutz 
 
 
hat der 11. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den 
Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Harms, die Richterin am 
Verwaltungsgerichtshof Dr. Thoren und den Richter am Verwaltungsgerichts-
hof Prof. Dr. Bergmann 
 
am 13. September 2007 
 
beschlossen: 
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Die Beschwerde des Antragsgegners gegen den Beschluss des Verwaltungs-
gerichts Karlsruhe vom 19. Juni 2007 - 1 K 1673/07 - wird zurückgewiesen. 
 
Der Antragsgegner trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens. 
 
Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren und - unter Änderung von Amts 
wegen - für das Verfahren vor dem Verwaltungsgericht wird auf jeweils 
2.500.- EUR festgesetzt. 
 
 

Gründe 
 

I. 
 
Der Antragsteller reiste am 20.06.1998 in das Bundesgebiet ein und bean-

tragte am 23.06.1998 unter der Identität „M.E., geboren am ....... 1981 in 

........./Algerien, algerischer Staatsangehöriger“, seine Anerkennung als       

Asylberechtigter. Mit Bescheid vom 01.09.1998 lehnte das Bundesamt für die 

Anerkennung ausländischer Flüchtlinge - heute: Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge (Bundesamt) - den Asylantrag ab (Nr. 1) und stellte fest, dass we-

der die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 AuslG (Nr. 2) noch Abschiebungs-

hindernisse nach § 53 AuslG vorliegen (Nr. 3); zugleich drohte es dem An-

tragsteller die Abschiebung nach Algerien an und wies darauf hin, dass er 

auch in einen anderen Staat abgeschoben werden könne, in den er einreisen 

darf oder der zu seiner Rückübernahme verpflichtet ist (Nr. 4). Mit Urteil vom 

17.02.2000 (A 9 K 12322/98) hob das Verwaltungsgericht Karlsruhe die Re-

gelung Nr. 3 des Bescheids vom 01.09.1998 auf und verpflichtete das Bun-

desamt, für den Antragsteller festzustellen, dass hinsichtlich Algeriens ein 

Abschiebungshindernis nach § 53 Abs. 6 Satz 1 AuslG vorliegt. Diese Fest-

stellung erfolgte durch Bundesamtsbescheid vom 30.03.2000.  

 

Der Antragsteller erhält seither, zuletzt befristet bis 30.09.2007, Duldungen. 

Im Juli 2000 bestand er die Abschlussprüfung eines Berufsvorbereitungsjah-

res an der B.-N.-Schule ........., die den Nachweis eines dem Hauptschul-

abschluss gleichwertigen Bildungsstandes umfasst. Nach Erteilung einer Ar-

beitserlaubnis arbeitete der Antragsteller zunächst als Aushilfe bei einer Rei-

nigungsfirma und seit 01.04.2004 in einem Karlsruher Restaurant als Kü-

chenhilfe, wo er monatlich durchschnittlich 1000 EUR netto verdient. Auf sei-
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nen Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis vom 06.12.2006 teilte die 

Ausländerbehörde ............ ihm unter dem 22.12.2006 mit, dass bei Vorlage 

eines gültigen Reisepasses die begehrte Aufenthaltserlaubnis mit zweijähriger 

Geltungsdauer erteilt werde.  

 

Mit Schreiben vom 11.04.2007 legte der Antragsteller dar, dass er es bedau-

ere, eine falsche Identität angegeben zu haben. In Wahrheit heiße er S.G., 

sei am .........1971 in .....................  geboren und tunesischer Staatsangehö-

riger, wie die beigefügte Geburtsurkunde und der Auszug aus dem tunesi-

schen Zivilstandsregister belegten. Er habe seine Chance nutzen wollen, in 

Deutschland die Schule abzuschließen und einen Beruf zu ergreifen. Er be-

antrage, ihm unter seiner wahren Identität die angekündigte Aufenthaltser-

laubnis, insbesondere auf der Grundlage des neuen Bleiberechtes für lang-

jährig Geduldete, zu erteilen. 

 

Mit Schreiben vom 26.04.2007 kündigte das Regierungspräsidium Karlsruhe 

dem Antragsteller - unter Bezugnahme auf den Hinweis in der Abschiebungs-

androhung des Bundesamtes vom 01.09.1998, dass er auch in einen anderen 

Staat abgeschoben werden könne, in den er einreisen darf oder der zu seiner 

Rückübernahme verpflichtet ist - an, dass beabsichtigt sei, ihn nach Tunesien 

abzuschieben. Diese Ankündigung gelte gleichzeitig als Ankündigung der Ab-

schiebung gemäß § 60 a Abs. 5 Satz 4 AufentG. Die Abschiebung werde frü-

hestens einen Monat nach Erhalt dieses Schreibens erfolgen. 

 

Auf Antrag des Antragstellers gemäß § 123 Abs. 1 VwGO untersagte das Ver-

waltungsgericht Karlsruhe dem Antragsgegner im Wege der einstweiligen An-

ordnung mit Beschluss vom 19.06.2007, diesen (vorläufig) aus dem Bun-

desgebiet abzuschieben. Da die Ausländerbehörde nicht berechtigt sei, die 

Zielstaatskonkretisierung der Abschiebung vorzunehmen, sondern aus-

schließlich das Bundesamt, fehle es bezüglich Tunesiens an der erforderli-

chen Abschiebungsandrohung. 

 

II. 
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Die Beschwerde des Antragsgegners gegen den Beschluss des Verwaltungs-

gerichts Karlsruhe vom 19.06.2007 ist zwar fristgerecht eingelegt (§ 147 

Abs. 1 VwGO) und begründet worden (§ 146 Abs. 4 Satz 1 VwGO) und auch 

sonst zulässig. Die Beschwerde hat jedoch keinen Erfolg. Die von dem An-

tragsgegner vorgebrachten Gründe, auf deren Prüfung sich das Beschwerde-

verfahren zu beschränken hat (vgl. § 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO), gebieten kei-

ne andere Entscheidung.  

 

Das Verwaltungsgericht hat dem Antrag nach § 123 Abs. 1 VwGO zu Recht 

stattgegeben. Hinsichtlich Tunesiens fehlt es bislang an einer wirksamen An-

drohung der Abschiebung. Allein auf der Grundlage des Hinweises gemäß 

§ 34 Abs. 1 Satz 1 AsylVfG i.V.m. § 50 Abs. 2 Hs. 2 AuslG bzw. § 59 Abs. 2 

Hs. 2 AufenthG, dass der Ausländer in einen anderen Staat abgeschoben 

werden kann, in den er einreisen darf oder der zu seiner Rückübernahme 

verpflichtet ist, darf grundsätzlich keine Abschiebung nach Tunesien durch-

geführt werden. Dieser Hinweis hat zwar Schutz- und Warnfunktion, weist 

selbst aber keinen regelnden Charakter auf. Sein Fehlen führt deshalb auch 

nicht zur Rechtswidrigkeit der Abschiebungsandrohung. Er soll dem Auslän-

der lediglich klarmachen, dass er ohne erneute Abschiebungsandrohung in 

einen später noch zu bezeichnenden (anderen) Staat abgeschoben werden 

kann (vgl. BVerwG, Urt. v. 25.07.2000 - 9 C 42.99 - BVerwGE 111, 343; VGH 

Bad.-Württ., Urt. v. 11.01.1995 - 13 S 2512/93 - NVwZ 1995, 720). Solange 

eine solche ordnungsgemäße Zielstaatsbezeichnung nicht vorliegt, darf der 

Ausländer in einen anderen als den ausdrücklich bezeichneten Zielstaat nicht 

abgeschoben werden. Das ist hier der Fall. Denn die Zuständigkeit für diese 

Bezeichnung liegt im Falle einer von dem Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge erlassenen Abschiebungsandrohung ausschließlich bei dem Bun-

desamt. 

 

Diese Zuständigkeit ergibt sich nicht explizit aus dem Gesetz. Eine Gesamt-

schau insbesondere der §§ 24 Abs. 2, 31 Abs. 3, 42 Satz 1, 50 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 1, 58 Abs. 4 Satz 1 Hs. 2, 73 Abs. 3 AsylVfG, § 72 Abs. 2 AufenthG ver-

deutlicht jedoch, dass in vorliegender Konstellation nur das Bundesamt zu-

ständig sein kann: Stellt der Ausländer einen Asylantrag, ergibt sich die Kom-



- 5 - 

petenz zur Prüfung von zielstaatsbezogenen Abschiebungsverboten aus § 24 

Abs. 2 AsylVfG. Nach § 31 Abs. 3 AsylVfG hat das Bundesamt darüber hinaus 

die ausdrückliche Pflicht, bei Entscheidungen über Asylanträge zugleich re-

gelnd über das Vorliegen der Voraussetzungen des § 60 Abs. 2 bis 5 oder 7 

AufenthG zu entscheiden, wovon nur bei Asylanerkennung oder Zuerkennung 

der Flüchtlingseigenschaft abgesehen werden darf. Hat das Bundesamt über 

zielstaatsbezogene Abschiebungsverbote entschieden, entfaltet seine diesbe-

zügliche Feststellung gemäß § 42 Satz 1 AufenthG für die Ausländerbehörde 

Bindungswirkung. Auch bei Fragen der landesinternen Verteilung des Auslän-

ders behält das Bundesamt gemäß § 50 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AsylVfG hinsicht-

lich § 60 Abs. 2 bis 5 oder 7 AufenthG die Verfahrensherrschaft; eine Bindung 

der Ausländerbehörde an die entsprechende Entscheidung des Bundesamtes 

besteht gemäß § 58 Abs. 4 Satz 1 Hs. 2 AsylVfG selbst bezüglich Fragen zur 

Beschränkung der örtlichen Bewegungsfreiheit des Ausländers. Und auch 

nach rechtskräftigem Abschluss des Asylverfahrens bleibt das Bundesamt 

gemäß § 73 Abs. 3 AsylVfG für Widerruf und Rücknahme einer Entscheidung 

zu zielstaatsbezogenen Abschiebungsverboten weiterhin zuständig. 

 

Die Kompetenz ausschließlich des Bundesamtes zur zielstaatsbezogenen 

Konkretisierung des Hinweises in der eigenen, gemäß § 34 Abs. 1 Satz 1       

AsylVfG i.V.m. § 50 Abs. 2 Hs. 2 AuslG bzw. § 59 Abs. 2 Hs. 2 AufenthG er-

lassenen Abschiebungsandrohung ist vor diesem Normhintergrund nahelie-

gend. Hierfür spricht im Falle eines abgelehnten Asylbewerbers zudem die 

rechtliche Ausgestaltung des Instituts der Abschiebungsandrohung. Wie ins-

besondere § 60 AufenthG illustriert, muss grundsätzlich vor jeder Abschie-

bung das Vorliegen von Abschiebungsverboten konkret geprüft werden. Im 

Asylverfahren ist, anders als im allgemeinen Ausländerrecht (§ 59 Abs. 1        

AufenthG: „soll“), der Erlass einer Abschiebungsandrohung ausnahmslos vor-

gesehen (vgl. § 34 Abs. 1 Satz 1 AsylVfG). Wesentlicher Bestandteil dieser 

Androhung ist der Zielstaat der Abschiebung, auf dessen Bezeichnung auch 

wegen der Schutzfunktion allenfalls bei Vorliegen einer atypischen Konstella-

tion verzichtet werden darf (vgl. § 59 Abs. 2 Hs. 1 AufenthG und VGH Bad.-

Württ., Beschl. v. 18.06.1996 - 13 S 1281/95 - VBlBW 1996, 436). Da das 

Bundesamt ohne entsprechende Anhaltspunkte nicht gehalten ist, Abschie-
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bungsverbote hinsichtlich aller Staaten der Welt zu prüfen (vgl. BVerwG, Urt. 

v. 04.12.2001 - 1 C 11.01 - BVerwGE 115, 267), andererseits die Abschie-

bung effizient durchgeführt werden soll, sobald ein geeigneter Zielstaat ermit-

telt wurde, ist in der Abschiebungsandrohung zunächst selbst der Hinweis auf 

Abschiebung „in den Herkunftsstaat“ möglich (vgl. BVerwG, Urt. v. 25.07.2000 

- 9 C 42.99 - a.a.O.) und hat der Gesetzgeber den hier Streit auslösenden 

Hinweis auf andere mögliche Zielstaaten in § 50 Abs. 2 Hs. 2 AuslG bzw. § 59 

Abs. 2 Hs. 2 AufenthG geregelt (vgl. BT-Drs. 12/2062, S. 44). 

 

Hat der Ausländer nie einen Asylantrag gestellt, liegt die Kompetenz zum Er-

lass der Abschiebungsandrohung und zur Konkretisierung des Hinweises 

nach § 50 Abs. 2 Hs. 2 AuslG bzw. § 59 Abs. 2 Hs. 2 AufenthG naturgemäß 

bei der die Abschiebung durchführenden Ausländerbehörde. Sobald allerdings 

eine Feststellung bezüglich eines zielstaatsbezogenen Abschiebungsverbots 

gemäß § 60 Abs. 7 AufenthG zu treffen ist, ist die Ausländerbehörde auch 

hier durch § 72 Abs. 2 AufenthG verpflichtet, das Bundesamt im Wege einer 

nicht selbständig anfechtbaren verwaltungsinternen Stellungnahme aufgrund 

dessen besonderer Sachkunde zu beteiligen (vgl. BT-Drs. 15/420, S. 94). Ob 

diese Beteiligung möglicherweise entfallen könnte, wenn sich keinerlei An-

haltspunkte auf das Vorliegen eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7 

AufenthG ergeben, weil weder der Ausländer im Rahmen seiner Mitwirkungs-

pflicht gemäß § 82 Abs. 1 AufenthG entsprechend vorgetragen hat noch sich 

sonst wie Hinweise hierauf ergeben, kann offen bleiben. In der hier vorliegen-

den Konstellation kann jedenfalls trotz des Fehlens entsprechender Anhalts-

punkte ohne Konkretisierung des Hinweises gemäß § 34 Abs. 1 Satz 1           

AsylVfG i.V.m. § 50 Abs. 2 Hs. 2 AuslG bzw. § 59 Abs. 2 Hs. 2 AufenthG 

durch nachträgliche Bezeichnung eines anderen Zielstaats der Abschiebung 

ausschließlich durch das Bundesamt keine Abschiebung nach Tunesien erfol-

gen. Denn der Antragsteller hatte einen Asylantrag gestellt, wodurch die 

zwingende Zuständigkeit des Bundesamtes gemäß § 24 Abs. 2 AsylVfG be-

gründet worden ist (Renner, AuslR, 8. Aufl., § 34 AsylVfG Rn. 3, 13); diese 

Zuständigkeit dauert auch nach Abschluss des Asylverfahrens noch an (vgl. 

BVerwG, Urt. v. 25.07.2000 - 9 C 42.99 - a.a.O.). Für dieses Ergebnis spre-

chen zudem die Gesichtspunkte der Verfahrensklarheit und Rechtssicherheit 
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(Funke-Kaiser, GK-AsylVfG, 9/05, § 34 Rn. 64.1) sowie die von dem Gesetz-

geber mit der Novellierung 1992 grundlegend eingeführte klare Aufgabenver-

teilung bezüglich zielstaatsbezogener Abschiebungsverbote - Bundesamt - 

und inlandsbezogener Vollstreckungshindernisse - Ausländerbehörde - (vgl. 

BT-Drs. 12/2062, S. 28 sowie BVerwG, Urt. v. 11.11.1997 - 9 C 13/96 - 

BVerwGE 105, 322 und Urt. v. 11.09.2007 - 10 C 8.07 -), die gerade im Be-

reich des Asylverfahrensrechts zu beachten ist (Hailbronner/Roth, AuslR, 

6/06, § 34 AsylVfG Rn. 70). 

 

Im vorliegenden Fall muss mithin vor einer Abschiebung des Antragstellers 

zunächst das Bundesamt von Amts wegen entsprechend §§ 34 Abs. 1 Satz 1, 

24 Abs. 2, 31 Abs. 3 Satz 1 AsylVfG einen Konkretisierungsbescheid bezüg-

lich des neuen Zielstaats Tunesien erlassen. Dieser muss hinreichend recht-

zeitig vor der Abschiebung ergehen, um diesbezüglich effektiven Rechts-

schutz zu gewährleisten (vgl. BVerwG, Urt. vom 25.07.2000 - 9 C 42.99 - 

a.a.O.). Der Antragsteller darf von dem Antragsgegner stattdessen auch nicht 

etwa auf die Durchführung eines Asylfolgeverfahrens (§ 71 AsylVfG) bzw. ei-

nes sogenannten Folgeschutzverfahrens (§ 51 VwVfG i.V.m. § 60 Abs. 2 bis 5 

oder 7 AufenthG) verwiesen werden. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO.  

 

Die Streitwertfestsetzung beruht auf §§ 63 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. Abs. 3 Satz 1, 

47 Abs. 1, 52 Abs. 2, 53 Abs. 3 Nr. 1 GKG. Nach ständiger Rechtsprechung 

des Senats ist im Verfahren des vorläufigen Rechtschutzes gegen eine aus-

länderrechtliche Maßnahme, die dem Ausländer eine gesicherte aufenthalts-

rechtliche Position nimmt und damit seine Ausreisepflicht begründet, der 

Streitwert regelmäßig in Höhe des für das Hauptsacheverfahren anzuneh-

menden Wertes festzusetzen. Hatte der Ausländer hingegen - wie hier - keine 

gesicherte aufenthaltsrechtliche Position, ist regelmäßig nur von der Hälfte 

des für das Hauptsacheverfahren anzunehmenden Wertes auszugehen (vgl. 

Senatsbeschlüsse vom 04.11.1992 - 11 S 2216/92 - und vom 17.11.2005          

- 11 S 611/05 -; ebenso VGH Bad.-Württ., Beschluss vom 16.12.2004               

- 13 S 2510/04 -; alle juris). 
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Dieser Beschluss ist unanfechtbar. 

 
 
Harms        Dr. Thoren       Prof. Dr. Bergmann 
 


